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Wirtschaftliches Handeln in der  
sozialen Marktwirtschaft  
der Bundesrepublik Deutschland

1 Notwendigkeit und Möglichkeiten zur 
Koordination menschlichen Handelns im 
Wirtschaftsprozess

Kompetenzerwartungen und Gliederung

Kompetenzerwartungen des Lehrplans Gliederung des Kapitels

Die Notwendigkeit erkennen, dass arbeitsteiliges 
wirtschaftliches Handeln einer Wirtschaftsordnung 
bedarf.

1.1 Geld- und Güterkreislauf zwischen den 
Wirtschaftssektoren Unternehmen und 
Haushalte

1.2 Wirtschaftsordnung: Koordination 
wirtschaftlichen Handelns 

Die idealtypischen Wirtschaftsordnungen darstellen. 1.2.1 Grundelemente von Wirtschaftsordnungen

1.2.2 Grundlagen einer freien Marktwirtschaft

1.2.3 Funktionsweise einer freien Marktwirtschaft

1.2.4 Ordnungsrahmen einer freien Marktwirtschaft

Den Grundgedanken und die Ordnungsmerkmale  
der sozialen Marktwirtschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland beschreiben.

Den Einfluss der sozialen Marktwirtschaft auf 
einzelbetriebliches und privates Handeln übertragen.

1.3 Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland: Soziale Marktwirtschaft

1.3.1 Abweichungen zwischen Modell und Realität 
marktwirtschaftlicher Ordnung

1.3.2 Ordnungspolitisches Leitbild

1.3.3 Ordnungsmerkmale der sozialen 
Marktwirtschaft

1.1 Geld- und Güterkreislauf zwischen den 
Wirtschaftssektoren Unternehmen und Haushalte

Um die verwirrenden Verflechtungen im Wirtschaftsprozess einer Volkswirtschaft über-
schauba rer zu machen, werden für volkswirtschaftliche Modellanalysen und für statistische 
Zwecke Wirtschaftseinheiten mit gleichartigen Aktivitäten zu Sektoren zusammengefasst 
(Aggregation). Dabei wird üblicherweise zwischen den Sektoren Unternehmen, Haus-
halte, Staat und Aus land unterschieden. Aus Vereinfachungsgründen werden zunächst 
nur die Kreislaufbeziehungen zwischen den beiden Sektoren Unternehmen und Haushalte 
betrachtet. Es handelt sich dabei um die einfachste Form des Wirtschaftskreislaufs.

In einer arbeitsteiligen Geldwirtschaft beziehen die Unternehmen Vorleistungen (Waren 
und Dienstleistungen) von anderen Unternehmen. Außerdem nehmen sie die von den 
 privaten Haus halten zur Verfügung gestellten Produktionsfaktoren (insbesondere den 
Faktor Arbeit, aber auch Boden und Kapital) in Anspruch.



Durch die Zusammenfassung zu Sektoren werden die Ströme innerhalb eines Sektors (z. B. 
Kauf von Investitions gütern und Vorleistungen innerhalb des Sektors Unternehmen) nicht 
mehr sichtbar. Es werden nur noch die Ströme zwischen den Sektoren berücksichtigt.

! Zum Sektor Unternehmen gehören alle Wirtschaftseinheiten, die Güter produzieren und 
gegen Entgelt verkaufen.

Um die Bedeutung der von den Inhabern der Produktionsfaktoren erzielten Einkommen 
besser analysieren zu kön nen, wird angenommen, dass die Unternehmen nicht die Eigen-
tümer der Produktionsmittel sind. Vielmehr werden ihnen von den Haushalten, die sich in 
Arbeitnehmer- und Unternehmerhaushalte gliedern lassen, neben der Arbeits leistung auch 
die Produktionsfaktoren Boden und Kapital zur Verfügung gestellt.

! Zum Sektor Haushalte gehören alle Wirtschaftseinheiten, die Anbieter von Produktions
faktoren und Nachfrager von Konsumgütern sind.

Die Zusammenhänge zwischen diesen beiden Sektoren lassen sich wie folgt darstellen:
▪▪ Die privaten Haushalte stellen den Unternehmen Arbeitskraft zur Verfügung. Mögli-

cherweise überlassen sie ihnen auch Boden und Kapital. Arbeit, Boden und Kapital 
sind zur Herstellung von Gütern notwendig und werden daher als Produktionsfaktoren 
bezeichnet. Produktionsfaktoren werden auf Faktormärkten (z. B. Arbeitsmarkt) ange-
boten und nach gefragt.

▪▪ Die Unternehmen erzeugen Güter, indem sie die Produktionsfaktoren im Produk-
tionspro zess einsetzen. Im Rahmen dieses Produktionsprozesses entsteht die Wert-
schöpfung eines Unternehmens. Damit wird der Wert bezeichnet, den ein Unterneh-
men im Produktionspro zess den von anderen Unternehmen bezogenen Vorleistungen 
hinzufügt. Die Summe aller Güter, die in einer Volkswirtschaft in einer bestimmten 
Zeiteinheit (z. B. innerhalb eines Jahres) erzeugt werden (= Summe der Wertschöpfung 
aller Produzenten), wird als Inlandspro dukt bezeichnet.

▪▪ Die privaten Haushalte erhalten von den Unternehmen für die geleistete Arbeit und die 
Zurver fügungstellung der anderen Produktionsfaktoren Einkommen in Form von Ge-
hältern, Löhnen, Pacht, Gewinnen und Zinsen. Dieses Entgelt für die zur Verfügung 
gestellten Pro duktionsfaktoren wird als Faktoreinkommen bezeichnet. Die Summe 
aller Faktorein komnen, die den Haushalten einer Volkswirtschaft in einer bestimmten 
Zeiteinheit (z. B. in nerhalb eines Jahres) zufließen, wird als Volkseinkommen bezeich-
net.

▪▪ Die privaten Haushalte verwenden das erhaltene Faktoreinkommen großenteils für 
Konsum ausgaben, indem sie von den Unternehmen Konsumgüter kaufen. Der Markt, 
auf dem Kon sumgüter angeboten und nachgefragt werden, wird als Konsumgütermarkt 
bezeichnet.

▪▪ Die Unternehmen erzielen Einnahmen aus dem Verkauf der Konsumgüter (= Verkaufs-
er löse).

Der einfache Wirtschaftskreislauf ist durch zwei Güterströme (Leistungen der Pro duk-
tionsfak toren und Konsumgüter) und zwei den Güterströmen entgegen fließende Geld-
ströme (Faktorein kommen und Konsumausgaben) gekennzeichnet. Es wird der Einfachheit 

1 Notwendigkeit und Möglichkeiten zur Koordination menschlichen Handelns im Wirtschaftsprozess
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halber zunächst ange nommen, dass die privaten Haushalte ihr gesamtes Faktoreinkommen 
für den Kauf von Konsum gütern ausgeben und keine Ersparnisse bilden. Die Güterströme 
und die ihnen entgegen fließen den Geldströme sind im vorliegenden Fall wertmäßig gleich 
groß. Daher kann zur Vereinfachung auf die Darstellung eines der beiden Ströme verzichtet 
werden. Üblicherweise wird im Rahmen der Ana lyse des Wirtschaftskreislaufs nur der 
Geldstrom betrachtet.

Märkte für 
Produktionsfaktoren

(Arbeitsmarkt, Kapitalmarkt)

 
Märkte für Konsumgüter

Unternehmen Haushalte

Produktionsfaktoren
z. B. Arbeit, Kapital

Produktionsfaktoren
z. B. Arbeit, Kapital

Konsumgüter Konsumgüter

Faktoreinkommen 
(z. B. Löhne, Gehälter, 

Zinsen)

Faktoreinkommen 
(z. B. Löhne, Gehälter, 

Zinsen)

Einnahmen aus 
dem Verkauf von 
Konsumgütern

Ausgaben für 
den Kauf von 

Konsumgütern

! Der einfache Wirtschaftskreislauf ist eine modellhafte Darstellung der zusammengefassten 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen den beiden Sektoren Unternehmen und Haushalte einer 
Volkswirtschaft.

Zusammenfassende Übersicht zu 1.1: Unternehmen im Wirtschaftskreislauf

Unternehmen

Einfacher Wirtschaftskreislauf

Produktionsfaktoren

Faktoreinkommen

Konsumausgaben

Konsumgüter

Haushalte

Inlandsprodukte 
(= Summe der Wertschöpfung)

Summe der Faktoreinkommen 
= Volkseinkommen

Produktionsprozess
(= Kombination der 

Produktionsfaktoren)

erstellen aus Vor- und 
Faktorleistungen (= Input)

Input

1.1 Geld- und Güterkreislauf zwischen den Wirtschaftssektoren Unternehmen und Haushalte
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WIEDERHOLUNG DES GRUNDWISSENS

1.1  Geld und Güterkreislauf zwischen den Wirtschaftssektoren Unternehmen 
und Haus halte

1. Welche Beziehungen bestehen zwischen den Wirtschaftssektoren Unternehmen und Haushalte?
2. Erläutern Sie die Begriffe Wertschöpfung und Inlandsprodukt. Welcher Zusammenhang besteht zwi-

schen diesen beiden Größen?
3. Erläutern Sie den Begriff Faktoreinkommen. Welche Arten von Faktoreinkommen lassen sich unterscheiden?
4. Was ist unter dem Volkseinkommen zu verstehen?
5. Welche Ströme lassen sich im Modell eines einfachen Wirtschaftskreislaufs unterscheiden?

1.2 Wirtschaftsordnung: Koordination wirtschaftlichen Handelns

1.2.1 Grundelemente von Wirtschaftsordnungen

Begriff der Wirtschaftsordnung

In einer arbeitsteiligen Wirtschaft müssen die Regeln für das Zusammenwirken der Wirt-
schafts subjekte dauerhaft vereinbart werden. Nur so können die wirtschaftlichen Aktivitä-
ten von Un ternehmen und Haushalten wie sie durch den einfachen Wirtschaftskreislauf 
abgebildet werden aufeinander abgestimmt und die

! Grundfragen jeder Volkswirtschaft: Was, wie und für wen wird produziert?

erfolgreich gelöst werden. Es gehört zu den Auf gaben staatlicher Wirtschaftspolitik, ein 
solches Regelsystem, das aus Grundsätzen, Ver ein ba rungen und Vorschriften für wirt-
schaftli ches Handeln be steht, festzulegen.

In Deutschland leben rund 80 Mio. Menschen in ca. 39 Mio. Haushalten. Sie wollen essen, trinken, 
benötigen Kleidung, der eine will eine Jeans, ... Frau Meyer möchte Kinderkleidung, ... Herr Wen-
ger kauf sich eine CD, ... Jenny kauft eine Zeitschrift, um endlich die Repor tage über ihre Lieblings-
gruppe zu lesen. Eine Unternehme rin besucht eine Messe, um sich dort über die neueste tech-
nische Ausstattung für ihren Druckereibetrieb zu informieren. Morgens gehen wir zum Bäcker, um 
Bröt chen, Milch und Brot zu holen. Diese Reihe ließe sich beliebig fortsetzen. Hunderttausende 
unterschiedlicher Produkte und Dienstleistungen werden von den 80 Millionen Menschen be-
nötigt. Zählt man die vielen Rohstoffe und Betriebsstoffe hinzu, die Unternehmer für ihre Produk-
tion benötigen, sind es noch wesentlich mehr. Diese werden in den zahlreichen Betrieben herge-
stellt. Allein in Deutschland sind ca. 3 Mio. steuerpflichtige Unternehmen registriert. Es herrscht 
Arbeitsteilung: Wer etwas haben will, muss tauschen, z. B. Arbeitskraft gegen Einkom men, Werk-
zeugmaschinen oder Brötchen gegen Geld. Woher aber weiß z. B. ein Bäcker, wie viele Leute seine 
Brötchen kaufen wollen, woher ein Müller, dass der Bäcker ihm Mehl von einer bestimmten Qua-
lität abkaufen wird? Güter müssen produziert, verkauft, transportiert und immer zur richtigen Zeit 
am richtigen Ort zu Verfügung stehen, damit Menschen ihre Bedürfnisse befriedigen oder Unter-
nehmen z. B. die benötigten Maschinen kaufen können. Wie ärgerlich jemand sein kann, der das, 
was er benötigt, nicht findet und darauf warten muss, weiß jeder aus eigener Erfahrung.
In Anlehnung an: Institut für Ökonomisches Bildung Oldenburg, Unterrichtseinheit „Wirtschaftsordnung“, S. 31

Warum benötigen wir eine Wirtschaftsordnung?

1 Notwendigkeit und Möglichkeiten zur Koordination menschlichen Handelns im Wirtschaftsprozess
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! Die Wirtschaftsordnung ist die Gesamtheit aller Rahmenbedingungen (z. B. geschriebene 
und ungeschrie bene Regeln, öffentliche und private Einrichtungen zur Ordnung des Wirt
schaftsgeschehens) innerhalb derer die Wirtschaftsbeziehungen und wirtschaftlichen 
 Veränderungen in einer Volkswirtschaft ablaufen

Gesellschaftspolitisches Leitbild

Die Wirtschaftsordnung ist neben der Rechts- und Sozialordnung das wichtigste Element 
der Gesellschaftsordnung, die alle Bereiche des menschlichen Zusammenlebens umfasst. 
Das in der je weiligen Gesellschaftsordnung vorherrschende gesellschafts politische Leit-
bild hat ent schei den den Einfluss auf die Wirtschaftsordnung. Als zwei extrem unterschied-
liche Auf fassun gen vom Wesen des Menschen stehen sich dabei Individualismus1 und 
Kollektivis mus2 gegen über.

Der Individualismus sieht den Menschen als Ausgangs- und Mittelpunkt allen gesell-
schaftlichen Le bens. Sein oberstes Ideal ist die freie Entfaltung aller Anlagen, Kräfte und 
In teressen des Ein zel nen. Diesem Menschenbild entspricht als Staats- und Gesellschafts-
auffas sung der Libe ralis mus3. Der Kollektivismus sieht dagegen den Einzelnen vor allem 
und zuerst als ein der Gemein schaft (Kollektiv) untergeordnetes und dienendes Wesen. 
Das beinhaltet die Auffassung, die Gemein schaft habe eigenständige, übergeordnete Inter-
essen, die möglicherweise von den Interessen des Einzelnen abweichen und gegen dessen 
Willen durchgesetzt werden müssen. Als politi sches System entspricht dem Kollektivprin-
zip der Sozialismus in seinen verschiede nen Aus prägun gen, von de nen der Kommunis-
mus als extremste Form angesehen wird.

Die gesellschaftspolitische Grundentscheidung zwischen Individualismus und Kollek ti-
vis mus be stimmt weitgehend auch alle anderen wesentlichen Elemente einer Wirtschafts-
ordnung.

Vergleichende Übersicht der Merkmale idealtypischer Wirtschaftsordnungen

Als gedankliche Modelle lassen sich die beiden ideal ty pischen Wirtschaftsordnungen freie 
Marktwirtschaft und Zentralverwaltungswirtschaft unterscheiden. Es handelt sich dabei 
nicht um in der Realität tatsächlich vorzufindende Wirtschaftsordnungen (Real typen).

Merkmale der idealtypischen Wirtschaftsordnung im Vergleich

Idealtypen
Merkmale

Freie Marktwirtschaft Zentralverwaltungswirtschaft

Leitidee hinsichtlich der 
Stellung des Einzelnen in der 
Gesellschaft

Individualismus Kollektivismus

aus der Leitidee entwickelte 
gesellschaftspolitische 
Auffassung

Liberalismus Sozialismus

1 Individuum (lat.): der einzelne Mensch
2 Kollektiv (lat.): Gruppe, Gemeinschaft
3 liberal (lat.): freiheitlich
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Merkmale der idealtypischen Wirtschaftsordnung im Vergleich

Idealtypen
Merkmale

Freie Marktwirtschaft Zentralverwaltungswirtschaft

Eigentumsordnung Privateigentum an den 
Produktions mitteln (Kapitalismus)

Gemeineigentum an den 
Produktionsmitteln (sozialistisches 
Eigentum)

Aufstellung und Koordination 
der Wirtschaftspläne 
(Lenkungsprinzip)

Einzelwirtschaftliche Planung durch 
die Unternehmen (Produktions-
pläne) und Haushalte (Konsum-
pläne) = dezentrale Planung, 
Lenkung und Steuerung des Wirt- 
schaftsprozesses zur Abstimmung 
der Einzelpläne durch den 
Preismechanismus

Aufstellung eines zentralen 
Gesamtplans durch eine zentrale 
Planungsbehörde, Lenkung und 
Steuerung des Wirtschaftsprozes-
ses durch die Planungsbehörde

Rolle des Staates Schutz der Freiheiten der Bürger 
durch Festsetzung und Überwa-
chung eines Ordnungsrahmens

Uneingeschränkte wirtschaftliche 
und politische Macht des Staates

Staatsform Demokratie Diktatur

Die realen Wirtschaftsordnungen lassen sich nach dem Grad der Abweichung von den 
 beiden Idealtypen unter scheiden. Sie liegen zwischen den beiden idealtypischen Ex trem-
polen. In der Realität sind die einzelnen Ele mente der Wirtschaftsordnungen in un ter-
schiedlicher Weise und Aus prä gung miteinander gemischt.
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1.2.2 Grundlagen einer freien Markwirtschaft

Die wesentlichen Merkmale einer Marktwirt schaft wurden erst mals von ADAM SMITH 
(1723–1790) systema tisch un tersucht und beschrie ben.1 Er gilt als Begrün der der klas-
sischen Volkswirt schafts lehre und Vorreiter marktwirt schaftlichen Den kens. Seinen 
 Über legungen liegt das Leitbild des In dividualismus zu grunde. Die freie Entfaltung 
des Menschen ist da her das oberste Ziel. Entsprechend der zu gehörigen Staats- und Ge sell-

1 A. Smith, Der Wohlstand der Nationen, Eine Untersuchung seiner Natur und seiner Ursachen, Übersetzung von 
H. C. Recktenwald auf der Basis der 5. Auflage von 1789, München 1996
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 schaftsauffassung des Libera lismus soll der Staat auf alle Eingriffe in das Wirtschafts  geschehen 
verzichten und die Wirt schaftsentwicklung dem freien Spiel der Marktkräfte überlassen. Nach 
der Auffassung von A. SMITH führt das egoistische  Er werbsstreben des Einzelnen, das wie 
eine „unsichtbare Hand“ wirkt, gleichzeitig zur Förderung des Gemeinwohls. Die Selbststeue
rung der Wirt schaft wird als das geeig nete Mittel an gese hen, um den Reichtum einer Nation 
zu ver größern und gleichzeitig eine sozial ge rechte Güter vertei lung herbeizuführen.

„Der Einzelne ist stets darauf bedacht, herauszufinden, wo er sein Kapital, 
über das er verfügen kann, so vorteilhaft wie nur irgend möglich einsetzen 
kann. Und tatsächlich hat er dabei den eigenen Vorteil im Auge und nicht 
etwa den der Volkswirtschaft. Aber gerade das Streben nach seinem eige
nen Vorteil ist es, das ihn ganz von selbst oder vielmehr notwendigerweise 
dazu führt, sein Kapital dort einzusetzen, wo es auch dem ganzen Land 
den größ ten Nutzen bringt. ... Und er wird in diesem wie auch in vielen 
anderen Fäl len von einer unsichtba ren Hand geleitet, um einen Zweck zu 
fördern, den zu erfüllen er in keiner Weise beabsichtigt hat. ...“

Adam Smith: Verhältnis von Eigennutz zu Gemeinnutz (S. 371)

Adam Smith (1723–1790)

„Solange der Einzelne nicht die Gesetze verletzt, lässt man ihm völlige Freiheit, damit er das ei
gene Interesse auf seine Weise verfolgen kann und seinen Erwerbsfleiß und sein Kapital im Wett
bewerb mit jedem anderen oder einem anderen Stand entwickeln oder einsetzen kann. ... Im Sys
tem der natürli chen Freiheit hat der Souve rän1 lediglich drei Aufgaben zu erfüllen, ...:
Erstens die Pflicht, das Land gegen Gewalttätigkeit und Angriffe anderer unabhängiger Staaten zu 
schützen, zweitens die Aufgabe, jedes Mitglied der Gesellschaft so weit wie möglich vor Ungerech
tigkeit oder Unterdrüc kung durch einen Mitbürger in Schutz zu nehmen oder ein zuverlässiges 
Justiz wesen einzurichten, und drittens die Pflicht, bestimmte öffentliche Anstal ten und Einrich
tungen zu gründen und zu unterhalten, die ein ein zelner oder eine kleine Gruppe aus eigenem 
Interesse nicht betreiben kann, weil der Gewinn ihre Kosten niemals de cken könnte ...“
„... Nur unter dem Schutz einer staatlichen Behörde kann der Besitzer eines wertvollen Vermögens 
... auch nur eine einzige Nacht ruhig und sicher schlafen ... Wo es jedoch kein Privat eigentum ... 
gibt, ... ist eine Behörde nicht so nötig.“

Adam Smith: Aufgaben des Staates (S. 582 u. 601)

! Nach Auffassung der Vertreter des klassischen Wirtschaftsliberalismus wird das Gemeinwohl 
dann am bes ten ge för dert, wenn sich die Menschen bei ihrem wirtschaftlichen Handeln an 
ihren eigenen Interessen orien tieren und der Staat auf Eingriffe in das Wirtschaftsgeschehen 
verzichtet.

1.2.3 Funktionsweise einer Marktwirtschaft: Preisfunktionen

In jeder Wirtschaftsordnung müssen die wirtschaftlichen Aktivitäten von Unternehmen 
und Haushalten geplant, koordiniert und kontrolliert werden. Außerdem sind Anreize 
nötig, damit die Entscheidungen der am Wirtschaftsleben Beteiligten unter Beachtung des 
ökonomischen Prinzips getrof fen werden.

1 Souverän (franz.): Herrscher, Staat

▸Aufg. 1.1 
S. 27
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! Jedes Wirtschaftssystem benötigt ein Planungs, Koordinations, Anreiz und Kontroll
system.

In einer Marktwirtschaft werden die Aufgaben dieser Funktionselemente mit Hilfe von 
Märkten, Preisen und Wettbewerb wie folgt gelöst:

Planungssystem Koordinationssystem Anreizsystem Kontrollsystem

Dezentrale Planung 
durch Haushalte und 
Unternehmen

Abstimmung der Kon- 
sum- und Produktions-
pläne durch den Markt

Leistungsanreiz durch 
Einkommenschancen 
(Gewinn, Lohnerhöhung)

Leistungskontrolle 
durch Wettbewerb

Planungssystem: Dezentrale Planung

In einer freien Marktwirtschaft werden die Entscheidun gen, welche Güter in welchem Um-
fang produziert und konsumiert werden sollen, von den Produzenten und Konsumenten 
eigen ständig getroffen (= dezentrale Planung). Die Produktions- und Kon sum ent-
scheidungen der Wirt schaftseinheiten sind dabei abhängig von den Preisen auf den Güter- 
und Faktormärkten. Preiserhöhungen signalisieren, dass das Angebot für die vorliegende 
Nachfrage zu gering ist. Preissenkungen signalisieren, dass das Angebot für die vorliegende 
Nachfrage zu hoch ist. Der Preis dient als Knappheitsindikator (= Signal- oder Informa-
tions funktion des Prei ses).

Indem die Produzenten ihre Produktionsmenge an die veränderte Knappheitssituation auf 
den Gütermärkten anpassen, werden gleichzeitig die Produktionsfak toren in die Be reiche 
gelenkt, in denen nach den Preisänderungen die größten Gewinne zu erwarten sind. 
 Dadurch ist gewähr lei stet, dass die Produktionsfaktoren jeweils in ihrer pro duk tivsten Ver-
wendung eingesetzt werden (= Lenkungs- oder Allokationsfunk tion des Prei ses).

Mit der Änderung von Produktionsmenge und Produktionsstruktur verändert sich auch 
der Be darf an bestimmten Produktionsfaktoren. Das beeinflusst die Preisverhältnisse auf 
den Faktor märkten. Somit ziehen Preisänderungen auf Gütermärkten auch Preisände-
rungen auf Faktor märkten nach sich. Da die Preise auf den Faktormärkten die Einkommen 
für die Inha ber der Pro duktionsfaktoren darstellen, ergeben sich daraus auch Veränderun-
gen für die Ein kommens- und Vermögensverteilung (= Verteilungsfunktion des Preises). 
Auf der Nachfra geseite teilen die Preise das Angebot den Nachfragern zu, die bereit sind, 
den Marktpreis zu akzeptieren (= Zuteilungsfunktion des Preises).

Koordinationssystem: Abstimmung der Pläne durch den Preis

Es wäre reiner Zufall, wenn die einzelwirtschaftlichen Pläne der Produzenten und Kon-
sumenten von vornherein so übereinstimmen wür den, dass alle Produzenten zu den von 
ihnen ge planten Preisen ihre gesamte Produktion ab setzen könnten und alle Konsumen-
ten zu den von ihnen ak zeptierten Preisen die erwartete Gütermenge erhalten würden. In 
Wirklichkeit müssen Produ zenten und Konsumenten ihre Pläne laufend ändern. Möchten 
beispielsweise die Kon sumen ten zu ei nem bestimmten Preis weniger Güter kaufen als 
die Produzenten auf Grund ihrer Pro duktionspläne hergestellt haben, werden die Produ-
zenten den Preis senken. Zu die sem niedrige ren Preis sind ei nige Kon su menten zusätzlich 
bereit, diese Güter – abweichend von ihrem ur sprünglichen Kon sumplan – zu kaufen. Eine 
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solche Lenkung des Wirt schaftspro zesses durch die auf den Be dürfnissen der Konsumen-
ten beruhenden Nachfrageent scheidun gen wird als Konsu mentensou veränität1 bezeich-
net.

Die Wechselwirkungen zwi schen Angebot, Nachfrage und Preis, die eine Koordi na tion 
der Wirtschaftspläne von Produ zenten und Konsumenten herbeiführen, werden als Preis-
mecha nismus bezeichnet und stellen das Steue rungsinstrument einer Marktwirtschaft 
dar. Dieser Anpassungsprozess, der ständige Preis-, Produktions- und Nachfrage ände-
rungen beinhal tet, setzt sich so lange fort, bis die Pläne der Produzenten und Konsumenten 
aufeinander abge stimmt sind (= Planabstimmungs- oder Ausgleichsfunktion des Preises, 
Gleichgewichtspreis).

Anreizsystem: Leistungsanreiz durch Gewinnstreben

Die Steuerung einer Marktwirtschaft durch einen sich frei am Markt bildenden Preis kann 
nur funktionieren, wenn die Anbieter miteinander in Wettbewerb stehen. Ein funktionie-
render Wettbewerb schafft bei den Produzenten Anreize zur Leistungsverbesserung und 
erzwingt An pas sun gen an veränderte Konsumentenwünsche, da auf diese Weise die Ge-
winn erzielungsmöglich keiten steigen. Für die Produzenten stellen Gewinne ei nen Leis-
tungs anreiz dar, während Verlu ste einer Bestra fung für unwirtschaftliches Verhalten 
gleichkommen.

Produzenten und Konsumenten werden durch den Preis zu wirtschaftlichem Handeln und 
zur Berücksichtigung der Knappheitsverhältnisse auf den Güter- und Faktormärkten ver-
anlasst (= Anreizfunktion des Preises).

Kontrollsystem: Leistungskontrolle durch Wettbewerb

Die dezentrale Planung der Wirtschaftseinheiten setzt Privateigentum an Konsum- und 
Pro duk ti onsgütern voraus. Mit privaten Eigentumsrechten geht aber die Gefahr einer wirt-
schaftli chen Machtkonzentration einher. Der Wettbewerb zwischen den Produzenten stellt 
dies be züglich ein wirksames System zur Machtkontrolle dar. Bei funktio nierendem Wett-
be werb ist es ausge schlossen, dass ein Produ zent auf Dauer eine un angemessen hohe 
Markt macht inne hat, da die Mitbewerber seine Pro dukte und Produktionsverfahren nach-
ahmen und den von ihm ver lang ten Preis unterbieten. Da sich in einer Wettbewerbs-
wirtschaft Kon sumenten und Produ zenten bei der Suche nach eigenen Vor teilen ständig 
gegenseitig beo bachten und über wachen, bein haltet der Wettbewerb nicht nur ei nen Leis-
tungsanreiz, sondern gleichzeitig auch eine wirksame Leistungskontrolle für wirt schaft-
liches Verhalten.

Über den Preis erzielen leistungsfähige Marktteilnehmer ein entsprechendes Einkommen 
und werden belohnt. Nichtleistungsfähige oder nichtleistungswillige Marktteilnehmer wer-
den da ge gen über den Preis mit einer Einkommensminderung bis hin zur Verdrängung 
vom Markt be straft (= Auslesefunktion des Preises).

1 souverän (franz.): selbstständig, unabhängig
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Funktionen des Preises im Überblick

Funktionen des Preises in einer freien Marktwirtschaft

Signal/
Infor ma tions

funktion

Lenkungs/
Allokations 

funktion

Ausgleichs/
Planabstim

mungsfunktion

Verteilungs 
und Zuteilungs 

funktion

Anreizfunktion Auslese 
funktion

Der Preis infor- 
miert über die 
Knappheit eines 
Gutes (Knapp- 
heits indikator).

Der Preis lenkt 
die Pro duk tions-
faktoren in die 
Bereiche, in 
denen sie am 
produktiv s ten 
eingesetzt 
werden können.

Der Preis stimmt 
die Pläne von 
Unternehmen 
und Haushalten 
aufeinander ab 
und bringt 
Angebot und 
Nachfrage zum 
Ausgleich.

Veränderungen 
von Güter- und 
Faktorpreisen 
wirken sich auf 
die Einkom-
mensverteilung 
aus. Über den 
Preis wird das 
Angebot den 
Nachfragern 
zugeteilt.

Der Preis bietet 
einen Anreiz, 
mit knappen 
Gütern sparsam 
umzugehen.

Der Preis sank- 
tioniert leistungs- 
unfä hige Unter- 
nehmen und 
sorgt dafür, dass 
sie aus dem 
Markt ausschei-
den.

! Wettbewerb ist die Voraussetzung für das Wirksamwerden des Preismechanismus und die 
Erfüllung der Preisfunktionen.

1.2.4 Ordnungsrahmen einer freien Marktwirtschaft

Voraussetzung für das Funktionieren einer Marktwirtschaft ist ein Ordnungsrahmen, 
inner halb dessen der Wirtschaftsprozess abläuft. Diesen Ordnungsrahmen legt der Staat 
fest. Er greift aber nicht direkt in das Wirtschaftsgeschehen ein.

Ordnungsrahmen einer freien Marktwirtschaft

Merkmale des Ordnungsrahmens

Privateigentum 
an Produktions-

mitteln

Vertragsfreiheit Konsumfreiheit Gewerbe- und 
Produktions-

freiheit

freie Berufs- und 
Arbeitsplatzwahl

▪▪ Das Privateigentum an den Produktionsmitteln (z. B. Maschinen, Transportmittel, 
 Bo den) ist Voraussetzung dafür, dass sich die Unternehmen bei der Aufstellung und 
Verwirklichung ih rer Produktionspläne frei entscheiden können.

▪▪ Die Vertragsfreiheit ermöglicht es den Wirtschaftssubjekten, beliebige Verträge abzu-
schlie ßen und deren Inhalt selbst zu bestimmen (Vertragswirtschaft). Ohne Ver-
tragsfreiheit kann es keinen freien Austausch von Sachgütern und Leistungen am Markt 
geben. Der Staat muss Rechtssicherheit garantieren, damit die Vertragspartner ihre An-
sprüche notfalls mit staatlicher Hilfe (z. B. Gerichte, Polizei) durchsetzen kön nen.

▪▪ Die Konsumfreiheit ermöglicht es jedem Konsumenten, selbst darüber zu entschei den, 
wie er sein Einkommen verwenden und was er in welchem Umfang kaufen will. Ent-
sprechend dem Prinzip der Konsumentensouveränität gehen die Impulse für wirt-
schaftliches Handeln vom Verbraucher aus, indem sich die Anbieter mit ihrer Pro-
duktion nach den Konsumentenwünschen richten.

▸Aufg.1.2 
S. 28
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▪▪ Die Produktionsfreiheit ermöglicht es jedem Produzenten, selbst darüber zu ent schei-
den, was und wie viel er produzieren will.

▪▪ Die Gewerbefreiheit ermöglicht es jedem Produzenten, ein beliebiges Gewerbe zu betrei-
ben und sich am Markt frei zu betätigen. Staatliche Kontrollen und Zulas sungs be schrän-
kungen sind damit nicht zu vereinbaren. Marktzutrittsschranken würden zu einer Verringe-
rung des Wettbe werbs führen und die Entstehung markt beherrschender Unternehmen 
fördern. Die Gewerbefreiheit umfasst auch die freie Wahl von Beruf und Arbeitsplatz.

Ordnungsrahmen und Funktionsweise einer freien Marktwirtschaft

Vertragsfreiheit

Produktionsfreiheit KonsumfreiheitStaat hat 
Überwachungsfunktion 

(Nachtwächterstaat)1

Gewerbefreiheit
Privateigentum an 

Produktionsmitteln

freie Berufs und 
Arbeitsplatzwahl

Preis

freie Preisbildung 
am Markt

Steuerungsmechanismus

Leistungswettbewerb 
zwischen den Anbietern

Angebot (Produzenten) Nachfrage (Konsumenten)

Konsumenten- 
souveränität

Ordnungsrahmen und Funktionsweise einer Zentralverwaltungswirtschaft

keine Vertragsfreiheit

keine 
Produktionsfreiheit

keine 
Konsumfreiheit

uneingeschränkte Macht 
des Staates

keine 
Gewerbefreiheit kein Privateigentum 

an Produktionsmitteln

keine freie Berufs und 
Arbeitsplatzwahl

Planungs 
zentrale

Steuerungsmechanismus

Produzenten Konsumenten

Zuteilung Anweisung
Menge und Art 

der Produktions-
mittel

Menge und Art 
der zu produzie-

renden Güter

Zuteilung
Menge und Art 

der Konsumgüter

Zuweisung
Arbeitsplatz

Bezugsscheine

Auslieferung

1 Diese polemische Bezeichnung für die Rolle des Staates, sich auf den Schutz des Privateigentums zu beschränken, 
stammt von Ferdinand Lassalle (1825–1864). F. Lassalle war ein deutscher Politiker. Er gründete 1893 den „Allgemei-
nen Deutschen Arbeiterverein“, die Vorläuferorganisation der SPD.
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1.3 Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik Deutschland: 
Soziale Marktwirtschaft

1.3.1 Abweichungen zwischen Modell und Realität 
marktwirtschaftlicher Ordnung

Das Modell der freien Marktwirtschaft be schreibt eine idealtypische Wirtschaftsord nung, 
die nur unter ganz bestimmten Bedin gungen funktionsfähig ist. In der Realität kann eine 
rein marktwirtschaftliche Lenkung des Wirtschaftsprozesses zwar zu effizienten und 
 ko stengünsti gen Ergebnissen führen, die aber häufig nach heutigen Gerechtigkeitsvorstel-
lun gen unsozial sind.

! Alle in der Realität vorzufindenden marktwirtschaftlichen Ordnungen weichen vom Idealtyp 
der freien Marktwirtschaft mehr oder weniger stark ab. Einerseits sind die Modellvoraus set
zungen in der Realität teilweise nicht gegeben, so dass die wirtschaftliche Entwicklung 
 anders verläuft als im Modell angenom men. Andererseits führt die freie Marktwirtschaft in 
bestimmten Fällen zu Ergebnissen, die den heutigen Vor stellungen von sozialer Gerechtig
keit wi der spre chen.

Im 19. Jahrhundert gab es insbesondere in England eine auf den Prinzipien des Liberalis-
mus beru hende Wirt schaftsordnung. Die damit einhergehende Wirtschaftspolitik, die 
auch als Laissez-faire-Liberalis mus1 oder Manchester-Liberalismus2 bezeichnet wird, 
war durch eine äußerst starke Zurückhal tung des Staa tes gekenn zeich net (Nachtwächter-
staat). Eine ausschließlich an den Eigeninteressen der Menschen orientierte Wirtschafts-
ordnung, die nur durch den Marktmechanismus gelenkt wird, kann aber zu erheblichen 
Fehlent wicklun gen führen. Der von A. SMITH in diesem Zusammenhang behauptete 
Wohlstand für die gesamte Ge sellschaft tritt keineswegs in allen Fällen ein.

Insbe sondere fol gende Män gel machen staatliche Eingriffe in das Wirtschaftsgeschehen 
einer Marktwirtschaft notwendig.

▪▪ Unsoziale Einkommens- und Vermögensverteilung  
Da die Voraussetzungen zur Einkommens- und Vermögenserzielung, nämlich Intelli-
genz, Leistungs- und Durch set zungsfähigkeit, ererbtes Vermögen, Eigentum an Produk-
tionsmitteln u. Ä. in der Realität un gleich verteilt sind, ist eine ungleiche Einkommens- 
und Vermögensverteilung die zwangsläu fige Folge einer freien Markt wirt schaft. Es 
besteht die Tendenz, dass Arme immer ärmer und Reiche immer reicher werden.

▪▪ Soziale Missstände durch Versagen des Arbeitsmarktes  
Statt des von Befürwortern der freien Marktwirtschaft behaupteten Gleichgewichts bei 
Vollbeschäfti gung kön nen sich auf einem freien Arbeitsmarkt vielmehr Marktmacht der 
Arbeitgeber, starke Abhän gigkeit der besitzlo sen Arbeitnehmer und ein Lohnniveau un-
terhalb des Exi stenzmini mums einstellen.

▪▪ Einschränkung des Leistungswettbewerbs zwischen den Anbietern  
Durch die Ungleichheiten bei der Einkommens- und Vermögensverteilung entsteht Markt-
macht, die dazu miss braucht werden kann, mögliche Konkurrenten vom Markt fern zu halten, 

1 laissez faire, laissez passer (deutsch: lasst machen, lasst gehen). Im 17. Jh. in Frankreich als Motto für die Beseiti gung 
hinderlicher Staatseingriffe in den Wirtschaftsablauf entstandene Redewendung.

2 Diese Bezeichnung geht auf die Forderung einiger Industrieller aus der englischen Stadt Manchester zurück, die jeg-
liche Eingriffe des Staates in das Wirtschaftsgeschehen unterbinden wollten.

▸Aufg. 1.3 
S. 29
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vorhandene Konkurrenten zu verdrän gen und überhöhte Preise von den Konsu menten zu 
verlangen. Durch die Ausnutzung der Vertragsfreiheit zum Zweck von Absprachen zwi-
schen Unternehmen zur Ausschaltung des Wettbewerbs können Kartelle und Mo nopole 
entstehen, die zu einer weiteren Konzentration von wirtschaftlicher und politischer Macht 
führen. Wett bewerbsbeschränkungen machen den Preismechanismus als das entscheidende 
Koordinations-, Anreiz- und Kontrollsystem einer Markt wirtschaft funktionsunfähig.

18. Jahrhundert

Aufklärung

Voltaire
J. Rousseau
G. E. Lessing
I. Kant

1694–1778
1712–1778
1729–1781
1724–1804

Geschichtliche Entwicklung der Wirtschaftsordnung

Feudalismus
12. Jahrhundert (Mittelalter)

Kapitalismus
19. Jahrhundert

Ständegesellschaft
Adelige, Geistliche, Bauern

Lehenswirtschaft

Adel

Geistliche

Bauern Bauernbefreiung

Landflucht, Gewerbefreiheit, 
Bevölkerungsvermehrung

Soziale Missstände  
Marktversagen

Lösungsansätze

Sozialismus

Zentralverwaltungs
wirtschaft

 Sowjetunion DDR
 1919–1991 1949–1989

Ordoliberalismus

Walter Eucken
1891–1950

Ludwig Erhard
1897–1977

A. Müller-Armack
1901–1978

Soziale Marktwirtschaft
Marktwirtschaft mit staatlichen Korrekturen bei 

unerwünschten Markt ergebnissen und 
Marktversagen

Schich  ten
ge sell schaft

Bundesrepublik Deutschland
seit 1949

Soziale Marktwirtschaft in der Krise 
(Krise des Sozialstaats) seit ca. 1990

Probleme der industriellen 
Revolution und der freien 
Marktwirtschaft

19. Jahrhundert

Politischer 
Liberalismus

Rechtsstaat, 
Grundrechte

Klassengesellschaft
Kapitalisten – Proletarier
(Besitzende) (Besitzlose)

Wirtschafts
liberalismus 
(Klassischer 
Liberalismus)

Industrielle 
Revolution 
England 18. Jh.
Deutschland 19. Jh.

freie Markt 
wirtschaft

Adam Smith
1723–1790

Freihandel 
David Ricardo 
1772–1823

Erfindungen

Dampfmaschine 
(1776), 
Spinnmaschine 
(1769), 
mechan. Webstuhl 
(1788)

Städtisches Proletariat 
(Verelendung, Kinderarbeit)

Kommunistische
Utopie

Arbeiterbewegung Staatliche  
Sozialgesetzgebung

Katholische  
Soziallehre

Klassenlose Gesellschaft Ferdinand Lassalle 
1825–1864

Gründung des Allg. Deutschen 
Arbeitervereins (1863) 

als Vorläuferorganisation  
der SPD (1875)

Reichskanzler Bismarck 
1815–1898

Sozialgesetzgebung
1883, 1884, 1889

Papst Leo XIII
Sozialenzyklika  

„Rerum Novarum“ 1881

Oswald v. Nell-Breuning
1890–1991

Karl Marx 
1818–1883

Friedrich 
Engels 

1820–1895

Marxismus

▸Aufg. 1.4 
S. 31
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▪▪ Unterversorgung mit öffentlichen Gütern und Überbeanspruchung von Umweltgütern 
Ohne wirtschaftliche Einflussnahme des Staates kommt es in einer Marktwirtschaft zu 
einer Un terversorgung mit öf fentlichen Gütern (z. B. Infrastruktur, Gesundheits- und 
Bildungswesen), da solche Güter nicht oder nicht im er wünschten Umfang von privaten 
Anbietern über den Markt bereitgestellt werden. Auch bei der Nutzung von Um welt-
gütern liegt ein solches Marktversagen vor.

▪▪ Wirtschaftskrisen  
Kritiker der freien Marktwirtschaft behaupten, dass ein rein marktwirtschaftliches 
 System re gelmäßig wieder kehrende Wirtschaftskrisen auslöst. Die in der Realität beob-
achtbaren Konjunkturschwankungen werden als Beleg dafür herangezogen, dass die von 
der klassischen Ar beitsmarkttheorie behauptete Tendenz zur Voll beschäftigung ohne 
staatliche Eingriffe in Wirklichkeit nicht besteht. Von Befürwortern des marktwirtschaft-
li chen Systems wird dagegen behauptet, dass gerade die staatliche Einflussnahme auf 
den Wirt schaftsprozess die Wirtschaftsschwankungen erst hervor ruft.

Als Reaktion auf die im Zusammen hang mit der liberalen Wirtschaftspoli tik und der Indu s tria-
lisie rung im 19. Jahrhun dert entstandenen sozialen Missstände entwickelten KARL MARX 
(1818–1883) und sein Freund FRIEDRICH ENGELS (1820–1895) eine soziali stische Gesell-
schaftstheo rie1. Ihre Kri tik richtete sich vor al lem gegen die durch Privat eigen tum an Produk ti-
onsmitteln und freies Unternehmertum gekennzeich nete kapi talis tische Produk ti ons weise. Dieses 
System war ihrer Mei nung nach die Ur sache für

▪▪ die Konzentration (Akkumulation) von immer mehr Produktionsmitteln (Kapital) in der Hand 
einer kleinen gesell schaftlichen Gruppe (Bourgeoisie, Kapitalisten),

▪▪ die Einschränkung der Konkurrenz und die Entwicklung von Monopolen,
▪▪ die regelmäßig wiederkehrenden Wirt schafts krisen und
▪▪ die Ausbeutung und Verelendung der Arbeiter (Proletarier).

Nach den Vorstellungen von MARX und ENGELS sollten diese Probleme da durch gelöst wer den, 
dass das Pri vat eigentum durch gesell schaft li ches Ei gen tum und die Ent scheidungs frei heit des
Einzelnen durch eine dem All ge meinwohl 
dienende staat li che Planung und Kontrolle 
ersetzt werden (Zentralver wal tungs wirt-
schaft). Dem lie gen die Norm- und Wert-
vorstellungen des Kollektivismus zu-
grunde, demzufolge nicht der einzelne 
Mensch, sondern die Ge meinschaft Be-
zugs punkt allen Han delns sein soll. Die 
von MARX und ENGELS entwic kelte Uto-
pie einer zu künf ti gen klassen losen Gesell-
schaft, in der die Produktionsmittel in Ge-
meinei gentum über führt sind, die so ziale 
Gleich stel lung der Men schen ver wirklicht 
ist, „jeder nach seinen Fä higkeiten“ leistet 
und „jedem nach sei nen Be dürf nissen“ zu-
geteilt wird, wird als Kommu nismus 
bezeich net.

Exkurs: Kommunistische Utopie von KARL MARX und FRIEDRICH ENGELS

Frage: „Welcher Art wird diese neue Gesellschaftsord-
nung sein müssen?“
Fr. Engels: „Sie wird vor allen Dingen den Betrieb der 
Indu strie und aller Produktionszweige überhaupt aus den 
Händen einzel ner, ein ander Konkurrenz machender Indi-
viduen nehmen und dafür alle diese Produktions zweige 
durch die ganze Gesellschaft, das heißt für ge mein schaft-
liche Rechnung, nach gemeinschaftli chem Plan und unter 
Betei ligung aller Mitglieder der Gesell schaft betreiben las-
sen müssen. ... Das Privateigentum wird ... abgeschafft 
werden müssen und an seine Stelle wird die gemein same 
Benutzung aller Produkti ons instru mente und die Vertei-
lung aller Produkte nach ge meinsa mer Übereinkunft oder 
die so genannte Gütergemeinschaft stehen.“
Friedrich Engels, Grundzüge des Kommunismus, 1847 (Ent-
wurf für das 1848 veröffentliche Kommunistische Manifest), 
abge druckt in der Schriftenreihe Demokratie und Sozialismus 
Heft 4, Offen bach 1947, S. 22

1 Karl Marx, Friedrich Engels, Werke. Hrsg.: Institut für Marxismus-Leninismus, 39 Bände, Berlin (Ost), 1956 ff.
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